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Zur Haftung eines D-Arztes, dem bei der Befundung eines Röntgenbildes im Rahmen der 
öffentlichen-rechtlichen BG-Behandlung ein Fehler unterläuft, den er aber bei der privat-
rechtlichen Weiterbehandlung des Versicherten nicht korrigiert.  
 
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII, Art. 34 GG, §§ 280 Abs. 1, 630a, 630h, 253, 839 Abs. 1 BGB 
 
Urteil des OLG Sachsen-Anhalt vom 28.11.2019 – 1 U 75/18 – 
Abänderung des Urteils des LG Dessau-Roßlau vom 18.05.2018 – 4 O 231/17 –  
 

Der Kläger macht gegen die Beklagte zu 1 (Krankenhausträger) und den Beklagten zu 2 
(D-Arzt) Schadensersatzansprüche wegen einer fehlerhaften ärztlichen Behandlung gel-
tend. 
Der Kläger erlitt am 09.04.2014 auf dem Weg zur Arbeit einen Verkehrsunfall; dieser wurde 
von der Streithelferin als Wegeunfall anerkannt. Er wurde bei der Beklagten zu 1 eingeliefert 
und vom Beklagten zu 2 als D-Arzt der Streithelferin untersucht. Nach einer Röntgenaufnahme 
von Knie und Becken stellte der Beklagte zu 2 die Diagnose einer Prellung des Beckens, 
des Kniegelenks, des Schädels und eines Schädel-Hirn-Traumas Grad I. Der Beklagte zu 2 
ordnete die besondere stationäre Heilbehandlung an und der Kläger wurde im Krankenhaus 
der Beklagten zu 1 bis zum 11.04.2014 aufgenommen. Nach der Entlassung aus der stationä-
ren Behandlung folgten weitere Behandlungstermine in der ambulanten Sprechstunde des 
Beklagten zu 2 am 14.04., 24.04. und 28.04.2014 sowie eine Krankschreibung bis zum 
05.05.2014. 
Am 10.03.2016, also knapp zwei Jahre später, stellte sich der Kläger erneut wegen anhaltender 
Schmerzen in der Hüfte beim Beklagten zu 2 vor. Dieser verfügte die besondere ambulante 
Heilbehandlung sowie eine CT-Untersuchung. Dabei stellte sich heraus, dass die Hüfte des 
Klägers eine alte Acetabulum-Fraktur mit nur unvollständig angebautem knöchernen 
Fragment aufwies. Ferner wurde eine posttraumatische Coxarthrose auf Grundlage der 
Acetabulum-Fraktur diagnostiziert. Am 15.06.2016 wurde dem Kläger eine zementfreie 
Hüft-TEP implantiert. Daraufhin erhob der Kläger die Schadensersatzklage mit der Begrün-
dung, der Beklagte zu 2 habe den Bruch übersehen und damit die Ursache für den Verlust des 
Hüftgelenks gesetzt. 
Das LG wies die Klage mit der Begründung ab, die Beklagten seien nicht „sachlegitimiert“, 
da es sich um einen Amtshaftungsanspruch handele. Auf Hinweis des Senats nahm der Klä-
ger im Berufungsverfahren die Berufung gegen die Beklagte zu 1 zurück. 
Das OLG sieht die Berufung gegen den Beklagten zu 2 als überwiegend begründet an. 
Dem Beklagten zu 2 sei ein fundamentaler Befunderhebungsfehler zumindest aber ein 
zur Umkehr der Beweislast führender einfacher Befunderhebungsfehler unterlaufen, wofür 
er gemäß den §§ 280 Abs. 1, 630a, 253 BGB Schadensersatz zu leisten habe. Zudem habe 
der Beklagte zu 2 sämtliche weiteren materiellen und zukünftigen immateriellen Schäden 
aus dieser Fehlbehandlung zu ersetzen. Die stationäre Behandlung bei der Beklagten zu 
1 falle dagegen in den Verantwortungsbereich der Berufsgenossenschaft (Art. 34 S. 1 GG 
i.V.m. § 839 Abs. 1 BGB).  
Das Gesamtbehandlungsgeschehen müsse in zwei Abschnitte unterteilt werden, einmal 
die Behandlung des Klägers bis zum 11.04.2014 und zweitens die ambulante Weiterbehand-
lung vom 14.04.2014 bis zum 28.04.2014 (vgl. Rz. 42). Das Behandlungsgeschehen bis zum 
11.04.2014 sei der Streithelferin zuzurechnen. Nach der Rechtsprechung des BGH vom 
29.11.2016 – VI ZR 208/15 – [UVR 02/2017, S. 78] handele es sich bei der vom D-Arzt zu 
treffenden Entscheidung, ob die allgemeine oder besondere Heilbehandlung erforderlich ist, um 
eine der Berufsgenossenschaft obliegende öffentlich-rechtliche Aufgabe. Für Fehler des D-Arz-
tes hafte dieser dann nicht selbst, sondern die Berufsgenossenschaft nach Art. 34 Abs. 1 GG 
i.V.m. § 839 BGB. Gleiches gelte auch für die Überwachung des Heilverlaufes im Rahmen der 
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Nachschau, sofern geprüft werde, ob die bei der Erstversorgung getroffene Entscheidung zur 
Heilbehandlung aufrechtzuerhalten sei (vgl. Urteil des BGH vom 20.12.2016 – VI ZR 395/15 – 
[UVR 03/2017, S. 151]). Dieser Bereich der Tätigkeit des D-Arztes umfasse auch Fehler bei der 
Erstuntersuchung und der anschließenden Diagnosestellung, selbst wenn sich diese in der wei-
teren Behandlung durch den D-Arzt fortsetzten. Der gesamte erste Behandlungsabschnitt 
stelle eine haftungsrechtlich nicht teilbare Einheit dar und sei in Gänze dem öffentlichen 
Recht zu unterstellen. 
Dieser erste Behandlungsabschnitt habe am 11.04.2014 mit der Entlassung des Klägers in 
die privatärztliche ambulante Weiterbehandlung beim Beklagten zu 2 geendet (vgl. Rz. 45). Die 
dann folgende ärztliche Heilbehandlung sei keine der Berufsgenossenschaft obliegende Auf-
gabe mehr gewesen, weshalb der Arzt für Fehler persönlich hafte. Dass die Behandlung des 
Klägers ab dem 14.04.2014 nicht mehr dem Aufgabenbereich der Streithelferin zuzuordnen sei, 
sei seit 2018 auch unstreitig zwischen den Parteien. Es stelle sich nunmehr die Frage, wie 
die Befundung der Röntgenaufnahme vom 09.04.2014, die in den Bereich der öffentlich-
rechtlichen Behandlung als D-Arzt falle, haftungsrechtlich zu behandeln sei, da sie auch 
die Grundlage für die privatrechtliche Weiterbehandlung ab dem 14.04.2014 war. Entwe-
der sei dem Beklagten zu 2 ein einfacher Behandlungsfehler nach § 630h Abs. 5 S. 2 BGB 
unterlaufen, der zur Beweislastumkehr führe oder ein fundamentaler Diagnosefehler i.S.v. § 
630h Abs. 5 S. 1 BGB. Beides verpflichte den Beklagten zu 2 zum Schadensersatz (vgl. 
Rz. 47).  
Die Befundung der Röntgenaufnahme als Prellung habe der Sachverständige als fundamenta-
len Fehler bewertet. Der Abbruch des hinteren Randes der Hüftpfanne sei eindeutig auf dem 
Röntgenbild zu erkennen. Aus dem Verletzungsmechanismus sei auf eine „Dashboard-Verlet-
zung“ (Aufschlag mit den Knien auf das Armaturenbrett) zu schließen, bei der erhebliche Kräfte 
auf den Beckenboden einwirkten mit der Möglichkeit einer Fraktur im Bereich der Beckenkno-
chen. Ein Facharzt für Chirurgie und Unfallchirurgie hätte dies erkennen müssen. 
Zwar sei die streitige Röntgenaufnahme zu einem Zeitpunkt gemacht worden, der dem öffentli-
chen Recht zuzuordnen sei, jedoch habe der Beklagte zu 2 bei seiner privatärztlichen Wei-
terbehandlung entweder die Röntgenaufnahme nicht nochmal zur Behandlung herange-
zogen oder er habe die Röntgenaufnahme nochmals angeschaut und seinen Fehler nicht 
erkannt. Im ersten Fall läge ein einfacher Befunderhebungsfehler mit der Folge der Beweis-
lastumkehr vor, im zweiten Fall wäre ein fundamentaler Diagnosefehler vorhanden. Auch letz-
terer führe zu einer Beweislastumkehr, da die notwendige Versorgung der Fraktur komplett un-
terblieb (vgl. Rz. 54). Nach den Ausführungen des Sachverständigen hätte bei einer operati-
ven Rekonstruktion die Möglichkeit einer völligen Genesung des Klägers bestanden und 
es wäre nicht zu einer behandlungsbedürftigen Arthrose gekommen. Der Behandlungsfehler sei 
somit generell geeignet gewesen, den eingetretenen Schaden zu verursachen, weshalb es bei 
der Umkehr der Beweislast verbleibe. Den „Gegenbeweis“ könne der Beklagte zu 2 nicht führen.  
Selbst wenn die Tatsache, dass der Beklagte zu 2 seinen Vorbefund nicht nochmal kontrollierte 
und bei seiner Weiterbehandlung auf die Richtigkeit seiner am 09.04.2014 gestellten Diagnose 
vertraute, entlaste ihn dies nicht von seiner Haftung. Denn wäre der Kläger zu einem anderen 
Arzt zur Weiterbehandlung gegangen, hätte dieser eine erneute Befundung des Röntgenbildes 
vorgenommen. Nichts Anderes sei zu erwarten, wenn der Beklagte zu 2 die Weiterbehandlung 
unternahm, es hätte mithin eine erneute Diagnoseprüfung erfolgen müssen (vgl. Rz. 57). 
Ansonsten läge eine Unterschreitung des medizinischen Standards vor. (A.L.)  

 
Das Oberlandesgericht Sachsen-Anhalt hat mit Urteil vom 28.11.2019 – 1 U 75/18 –  
wie folgt entschieden: 
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